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POSITION

Ulrich Pfister

Ein Urnengang mit aussenpolitischen Pferdefüssei

Ir l/iederum steht die Schweiz vor einem

Urnengang mit gegensätzlichen Fronten und hoher
emotionaler Brisanz. Und wiederum stehen die sachlich

gut begründeten Positionen von Bundesrat und
Parlament unter dem Druck eines erschütterten
Vertrauens, das nicht nur die Wirtschaft, sondern auch
die Politik zu erfassen droht. An sich geht es um
unterschiedliche Fragen. Auf der einen Seite wird die
Revision der Arbeitslosenversicherung von links mit
dem Referendum bekämpft, auf der andern Seite die

Asylpolitik von rechts mit einer sehr weit reichenden
Volksinitiative attackiert. Beiden Kampagnen ist
gemeinsam, dass mit demagogisch aufgeladenen Schlagworten

- Sozialabbau und Asylmissbrauch - gegen
differenzierte Gesetzgebungsarbeit in komplexen
Materien leicht Stimmung gemacht werden kann, zumal
die gegenwärtige Lage auf dem Arbeitsmarkt und
polizeiliche Schwierigkeiten mit abgewiesenen, aber
nicht ausschaffbaren Asylbewerbern im Drogenmilieu
die Reizschwellen spürbar gesenkt haben.

In der Arbeitslosenversicherung hat man Ende der

Neunzigerjahre Notmassnahmen treffen müssen, um
einerseits der Rekordwerte erreichenden
Arbeitslosenzahl und anderseits der zunehmenden Verschuldung

des Sozialwerks Herr zu werden. Die damals

versprochene Rücknahme der ausserordentlichen
Beitragserhöhungen und die dosierte Kürzung der
Bezugsdauer für jüngere Arbeitnehmer stellen zusammen
mit gezielten Verbesserungen ein sehr massvolles und
auch sozial zu rechtfertigendes Massnahmenpaket
dar, das sowohl den Arbeitnehmern wie den Arbeitgebern

eine finanzielle Entlastung bringt und damit
der Wirtschaft einen willkommenen Anreiz bietet.
Wie die Gewerkschaften ihren Widerstand mit dem
Ruf nach Förderung der Kaufkraft vereinbaren können,

bleibt ihr Geheimnis.
Die von der Schweizerischen Volkspartei (SVP)

1999, auf dem Höhepunkt des Kosovokrieges,
eingereichte Initiative gegen den Asylrechtsmissbrauch hat
in der Zwischenzeit bereits zu einem wirksamen Ausbau

des gesetzlichen Instrumentariums und zu einer
erheblichen Entschärfung der Situation im Asylbereich

geführt. Über 42 000 Kriegsflüchtlinge konnten

mit Hilfe eines effizienten Rückkehrhilfeprogramms

in ihr Heimatland zurückgebracht werden.

Im Asylgesetz ist eine Drittstaatenregelung eingeführt

worden, die mit den betreffenden Behörden
abgesprochen wird. Tatsächlich Verfolgte würden
jedoch weiterhin aufgenommen, was die Initiative
praktisch verunmöglicht. Der Vollzug von Wegweisungen

wird durch die vorgesehene Möglichkeit der

Ausschaffungshaft erleichtert. Den Initianten genügt
das alles nicht, sie wollen auf Asylgesuche gar nicht
mehr eintreten, wenn die Gesuchsteller aus einem
sicheren Drittland eingereist sind. Weder ist damit die

Frage der Wegweisung gelöst, noch ist zu erwarten,
dass unsere Nachbarstaaten diese Totalverweigerung
akzeptieren.

Bei beiden Abstimmungen geht es nicht nur um
innenpolitische Probleme. Beide haben einen
aussenpolitischen Pferdefuss. In der Arbeitslosenversicherung

soll die minimale Beitragsdauer von einem
halben auf ein ganzes Jahr erhöht werden, was den

Regelungen in den meisten EU-Staaten entspricht.
Würde die Revision abgelehnt, wäre infolge der
Personenfreizügigkeit, die ohnehin Mehrkosten für die

Arbeitslosenversicherung mit sich bringt, zusätzlich
mit Arbeitslosentouristen aus der EU zu rechnen.

Umgekehrt würde sich die Schweiz mit dem Versuch,
sämtliche Asylbewerber umgehend wieder in die
Nachbarstaaten abzuschieben, wohl jede Möglichkeit
einer mit der EU koordinierten Asylpolitik verscherzen.

Die Schweiz kämpft in den bilateralen Verhandlungen

mit der Europäischen Union an vielen Fronten
mit grosser Beharrlichkeit. Sie verteidigt mit guten
Gründen ihre eigenen wirtschaftlichen Interessen
und ihre politische Souveränität. Aber gleichzeitig
will sie die Vorteile des offenen wirtschaftlichen Aus-
tauschs mit Europa und der Welt erhalten und die

s auf Gegenseitigkeit beruhenden guten Beziehungen
zu ihren Nachbarn pflegen. In innenpolitischen
Auseinandersetzungen sind schon heute und in Zukunft
noch vermehrt aussenpolitische Auswirkungen zu

berücksichtigen. Das gilt für blauäugige Sozialpolitiker
ebenso wie für mutwillige Isolationisten. Die

Instrumente der direkten Demokratie können gerade
auch in schwierigen aussenpolitischen Gefechten noch

sehr wirksame Dienste leisten. Aber sie müssen mit
Bedacht und Vernunft eingesetzt werden.

4 SCHWEIZER MONATSHEFTE 82. JAHR HEFT 11


	Position

